
Wilhelm, Herbert; Christmann, Alfred; Arndt, Klaus Dieter

Article  —  Digitized Version

Stabiles Geld, stetiges Wachstum: Erfahrungen mit dem
ersten Jahresgutachten des Sachverständigenrates

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Wilhelm, Herbert; Christmann, Alfred; Arndt, Klaus Dieter (1965) : Stabiles Geld,
stetiges Wachstum: Erfahrungen mit dem ersten Jahresgutachten des Sachverständigenrates,
Wirtschaftsdienst, ISSN 0043-6275, Verlag Weltarchiv, Hamburg, Vol. 45, Iss. 2, pp. 61-68

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/133452

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/133452
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


ZEITGESPRÄCH

Stabiles Geld — stetiges Wachstum
Erfahrungen m it dem ersten Jahresgutachten des Sachverständigenrates

Entgegen mancher recht harter Kritik, die unmittelbar im 
Anschluß an die Veröffentlichung des ersten Jahresgutach
tens des Sachverständigenrates zur Begutachtung der ge
samtwirtschaftlichen Entwicklung davon wissen wollte, daß 
dieser erste Jahresbericht „nicht alt werden" würde, scheint 
heute — fast 2 Monate nach der Veröffentlichung — die 
Diskussion über das Gutachten insgesamt sowie über ein
zelne Thesen immer noch nicht abgeschlossen zu sein. Zum 
Teil ist dies nicht zuletzt eine Folge jener Kritik selbst. 
Derartige abfällige Prognosen provozieren bekanntlich nur 
zu leicht das Gegenteil dessen, was sie Voraussagen wol
len. Nur zu leicht nämlich wird auf diese Weise das Miß
trauen selbst gutwilliger Beobachter geweckt, die nun erst 
zu argwöhnen beginnen, hier würde der Versuch unternom
men, unliebsame Ansichten zu wirtschaftspolitischen Fragen 
von vornherein zu diskriminieren.

Die sich an die Veröffentlichung des Gutachtens rankende 
Diskussion bestätigt diesen allgemeinen Erfahrungssatz. 
Oberwogen zunächst die ablehnenden und nicht immer 
überzeugenden, weil einseitigen, Stellungnahmen, so ist 
seit einiger Zeit mehr ein Trend zur sachlichen Ausein
andersetzung festzustellen. So begrüßenswert diese letzte 
Entwicklung auch ist, so bleibt doch die Frage, ob eine 
sachliche Auseinandersetzung nicht ouch ohne den Umweg 
über eine entstellende Polemik möglich gewesen wäre. Für 
die Zukunft wäre dies unbedingt zu wünschen. Denn es ist 
schwer vorstellbar, daß die überaus heftige Pressekritik 
sowie die scharfe Ablehnung des Sachverständigengutach
tens durch die Bundesregierung auf die Gutachter ermuti
gend gewirkt hat. In diesem Zusammenhang stellt sich die

Frage nach der Rolle, die unabhängige Gutachter zukünftig 
überhaupt in der Öffentlichkeit spielen können und sollen. 
Sollte der Fall auch fernerhin eintreten, daß Gutachter nur 
dann gehört werden, wenn ihre Stellungnahme den Ansich
ten des Ratsuchenden entspricht, so werden sie die beson
dere Funktion des Ratgebers nicht erfüllen können.

Auch stellt sich die Frage, ob nicht in Zukunft ein anderer 
Veröffentlichungsmodus gefunden werden könnte. In die
sem Jahr veröffentlichte die Bundesregierung das Sachver
ständigengutachten samt ihrer Stellungnahme v o r  Ablauf 
der gesetzlich vorgeschriebenen 8-Wochen-Frist, statt — 
wie es das Gesetz w ill — den Sachverständigenrat selbst 
das Gutachten (und zwar genau 8 Wochen nach dem 
15. November) veröffentlichen zu lassen. Es wäre nur zu 
verständlich, wenn die Kritik im Verlaufe der weiteren Dis
kussion der Bundesregierung den Vorwurf machen würde, 
sich in diesem Punkte dem Sachverständigenrat gegenüber 
nicht gerade besonders fa ir verhalten zu haben. Ebenso 
wird man nicht erwarten können, daß die Kritik sich mit 
dem Hinweis obfinden wird, man habe hier das Gesetz 
(Vgl. § 6 des Gesetzes über die Bildung eines Sachverstän- 
digenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung) lediglich „etwas weit" ausgelegt und könne 
auch in Zukunft so verfahren. Nur die strikte Einhaltung 
der gesetzlichen Vorschriften garantiert, daß die Öffent
lichkeit — wie es auch der Gesetzgeber beabsichtigt — das 
Gutachten selbst zum Gegenstand sachlicher Auseinander
setzungen macht und nicht lediglich die {kurzgefaßte) Stel
lungnahme einer interessierten Stelle zum Gutachten zu 
hören bekommt.

Erwartungen wurden nicht voll erfüllt

Der erste  Bericht des S achverständ igenrates zur 
Begutachtung der gesam tw irtschaftlichen Entwick

lung ist von  der Ö ffentlichkeit m it unterschiedlichen 
Kommentaren aufgenom m en w orden. W ie  nicht anders 
zu erw arten w ar, w urde in sbesondere  die F eststellung  
des Gremiums d isku tiert, daß flexible W echselkurse 
am einfachsten und  zw eckm äßigsten d ie  A usw irkun
gen der „im portierten  Inflation" bese itigen  könnten . 
Bekanntlich h a t die B undesreg ierung  in  ih re r S tellung
nahme zu dem G utachten seh r e indeu tig  d iese A nsicht 
der Sachverständigen abgelehnt, und  zw ar in  e rs te r 
Linie w egen rechtlicher und  politischer B edenken, aber 
auch aus w issenschaftlichen G ründen. D ie b isherigen  
D iskussionsbeiträge haben  erkennen  lassen, daß zu 
dieser Frage eine einheitliche M einung nicht besteh t.

Allerdings h a t sich doch ein  deutliches Ü bergew icht 
der Ä ußerungen ergeben, die m it der B undesregierung 
den Ü bergang zu flexiblen W echselkursen  ablehnen,

w obei h ie r w iederum  die politischen, rechtlichen und 
ökonom ischen A spek te  v o r den  w issenschaftlichen 
rang ieren . N ur von  w enigen  Seiten  e rh ie lten  die G ut
achter U nterstü tzim g in  d ieser Frage.

W ie w eit a llerd ings bei der vo rliegenden  Problem atik  
d ie Stim m enzahl a lle in  überzeugendes B ew eisargu
m ent für die e ine oder andere  A nsicht ist, s teh t außer 
Zweifel. H ierbei h a t nicht e ine „V olksabstim m ung“ 
zu entscheiden, sondern  ausschließlich die Stichhaltig
k e it der A rgum ente, d ie  Lückenlosigkeit der Schluß
fo lgerungen und  die Zw eckm äßigkeit de r M ethoden. 
D arüber h inaus so llte  m an ab er auch von  einem  G ut
achten d ieser B edeutung erw arten , daß es in  den  V or
aussetzungen  so realistisch  ist, w ie es d e r Zweck der 
A nalysen  n u r irgend  erlaub t. Es is t noch nicht ganz 
ersichtlich gew orden, aus w elchen G ründen die G ut
achter die flexiblen  W echselkurse vorgeschlagen h a 
ben, obw ohl doch auch ihnen  nicht verborgen  bleiben
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konnte, w eld ie  R eaktionen  ih r V orsd ilag  auslösen 
m ußte, zum al docü schon fast die gleichen A rgum ente 
in  früheren  D iskussionen über die W ed ise lku rse  vor- 
geb rad it w urden. M an ha t fast den Eindrudc, als ob 
die G u tad ite r bew ußt ö l  ins F euer der A useinander
setzungen gegossen hätten , um  in a lle r K larheit und 
D eu tlid ikeit die po litisd ien  Z ielsetzungen, w ie sie im 
„m agisdien Dreieck" fix iert sind, in F rage zu stellen.

FLEXIBLE WECHSELKVRSE SIND KEIN ALLHEILMITTEL

W enn m an aufm erksam  das V orw ort zum  G utad iten  
ansieht, so w ird  d ieser Eindrudc durchaus gestützt, 
he iß t es dod i dort (S. 4 d e r BT-Dm dcsadie lV/2890); 
„Das G esetz (§ 2) beau ftrag t den S ad iverständ igen 
rat, ,die jew eilige  gesam tw irtsd iaftlid ie  Lage und  
deren  absehbare  Entw idslung' darzuste llen  und  zu 
untersuchen, ,wie im R ahm en der m ark tw irtsd iaft- 
lid ien  O rdnung g leid izeitig  S tab ilitä t des P reisniveaus, 
hoher B eschäftigungsstand und  außenw irtschaftlid ies 
G leichgewicht bei ste tigem  und  angem essenem  W achs
tum  gew ährle iste t w erden, kann '."  — „Da das G esetz 
vorsieh t, daß die Z iele g leid izeitig  e rre id it w erden  
sollen, sind sie für den  S ad iverständ igen ra t grund- 
sä tz lid i gleichrangig." In den U ntersuchungen h a t der 
Rat daher das Schwergewicht besonders auf die Preis- 
en tw id ilung  und auf die außenw irtschaftliche S ituation  
gelegt. In Ziffer 158 des G utachtens w erden  beide 
P roblem kreise durch die F estste llung  m ite inander v e r
knüpft, „daß (ohne zu übertreiben) d ie H auptquelle  
des G eldw ertsd iw undes in  unserem  Falle in  der A ußen
w irtschaft liegt." B eachtet m an nun  seh r genau  die 
gesetzlid ie  Bestimm ung, im „Rahmen der m ark tw irt
schaftlichen O rdnung" das „m agisdie D reieck", w enn 
n id it sogar das „m agisdie V iereck" gew ährle isten  zu 
sollen, dann  geviinnt m an einen  Eindrudc von  der 
Schw ierigkeit, vo r die sich die S ad iverständ igen  ge
ste llt sahen. Die Lösung ih re r A ufgabe sehen  sie in  
den  flexiblen  W echselkursen, die sow ohl dem  System  
einer M arktw irtschaft entsprechen, als au d i geeignet 
sind, ein  m öglichst stab iles a u ß e n  w irtsd iaftlid ies 
G leidigew icht herbeizuführen. Ob dam it jed o d i das 
G rundproblem  des G eldw ertsd iw undes ta tsäd ilid i ge
löst w ürde, is t e ine andere Frage, die nu r dann positiv  
b ean tw orte t w erden  kann, w enn außenw irtschaftliche 
F ak to ren  a lle in  oder w esentlich für d ie K aufkraft
m inderung  v eran tw o rtlid i sind. Das w ird  aber nod i 
zu prüfen sein. M acht m an sid i jedoch die M einung des 
S ad iverständ igenra tes zu eigen, so b le ib t die F rage 
offen, ob ta tsäd ilid i m it den flexiblen W edise lkursen  
neben  dem außenw irtsd ia ftlid ien  G leid igew id it aud i 
im  Innern  die po litisd ien  Z ielsetzungen des „m agisdien 
Dreiecks" verw irklicht w erden  könnten. D .h .; G aran
tie rt die A bsdiirm ung vor Störungen, die ih re  Ursache 
im A usland haben, e inen  hohen B esdiäftigungsstand, 
s tab iles P re isn iveau  und stetiges W adistum  o h n e  
E insatz von e*iner m arktw irtschaftlichen O rdnung wi- 
d e rsp red ienden  staatlichen Eingriffen? Sow eit w ir zu 
sehen  verm ögen, is t d ieses Problem  von  dem  S ad iv er
s tänd igen ra t n id it behande lt und  daher au d i n id it ge
löst w orden. Bei dem  auch im G utachten he rau sg este ll

ten  hohen  E xportan te il der deutschen V olksw irtsd iaft 
(19,9 Prozent des BSP von 1963) b ed eu te t ein  A nsteigen  
der K urse d e r DM eine e rh eb lid ie  V erm inderung  der 
W ettbew erbsfäh igke it der d eu tsd ien  Industrie , die ins
besondere  d ie B rand ien  M aschinenbau, Landfahrzeuge 
und  C hem isdie E rzeugnisse betrifft, d e ren  A nteil an 
d e r A usfuhr jew eils  21,5, 13,6 und  12,8 P rozent 1963 
betrug . D eren  Index  d e r V erkau fsp re ise  bei der A us
fuh r w eist zw ar auch bei festen  W echselkursen  ge
w isse E rhöhungen  (seit 1961 b is 1964) auf, sie  sind aber 
—  w ie auch bei den  anderen  B rand ien  —  re la tiv  ge
ring. F lex ib le  W echselkurse hätten , in  d e r A nnahm e, 
daß im  A usland  P reisanhebungen  erfolgen, zu r W ir
kung, daß sid i für das A usland  d e r Im port deu tsd ier 
W aren  v e rteu e rn  m üßte. W ie w eit d ie  davon  betrof
fenen  Industriezw eige zu P roduktionseinschränkungen 
gezw ungen w erden, läß t sid i nicht ex ak t vo rausbestim 
men. O hne A usw irkungen  auf d ie  B esdiäftigung w ird 
ab e r sicherlich eine E xportbeh inderung  durch flexible 
W ed ise lk u rse  n id it b leiben. M an kö n n te  zw ar d e r A n
sicht sein, daß e ine V erm inderung  d e r  A usfuhr er- 
w ü n sd it sei; ab e r abgesehen  von  den  W irkungen  auf 
die Beschäftigung, d ie ja  nach dem  „m agischen D rei
eck" hod i b le iben  soll, frag t sich, ob dam it das stetige 
W achstum  g aran tie r t w ird, w iederum  ein Ziel, das v e r
w irklicht b le iben  muß. D arüber h inaus h a t die deu tsd ie  
Z ahlungsbilanz bekan n tlid i in  den  le tz ten  M onaten 
e in  Defizit aufzuw eisen, so daß b e re its  ohne flexible 
W ed ise lku rse  d ie G efahr außenw irtschaftlicher S törun
gen, w enn  n id it beseitig t, so d o d i abgeschw ädit w urde. 
W ir können  uns d ah e r n id it dem  S ad iverständ igen ra t 
anschließen, daß flex ib le  W ed ise lk u rse  das ein fad iste  
M itte l sind, um u n te r B eaditung  a l l e r  Z ielsetzungen 
P re isstab ilitä t zu garan tieren , au d i dann  n id it, w enn 
ta tsäch lid i S törungen  h au p tsäd ilid i vom  A usland  aus
gehen  sollten. Es so llte  doch au d i b e a d ite t w erden, 
daß in  anderen  Ländern, deren  A usfuh ran te il am  BSP 
n ied riger is t als d e r A nte il der BRD (Italien  17,1 P ro
zent, F rankreich  14,2 Prozent), g rößere  P re isste igerun 
gen  e inge tre ten  w aren  und  daß an d ererse its  Länder 
m it erheblich g rößerem  A nteil des Exports an  ihrem  
BSP e tw a d ie  gleichen P re isbew egungen  zu verzeich
nen  haben  w ie d ie  B undesrepublik .

O hne erschöpfend auf d iese U m stände e ingehen  zu 
w ollen, scheinen d od i genügend  V erdaditsm om ente 
vorzu liegen , um  zum indest die T hese des S ad iv e rs tän 
d igenra tes e ingehend  zu überprüfen , daß die A ußen- 
w irtsd ia ft h a u p tsä d ilid i fü r den  G eldw ertsd iw und  v e r
antw ortlich  sei. B esteh t auchi n u r der geringste  Zweifel 
an  d e r S tichhaltigkeit d e r A rgum enta tion  des S ad iv er
ständ igenra tes, so k an n  m an keinesw egs flex ib le  W ech
selkurse  e rn s thaft als „H eils leh re“ anerkennen , ganz 
abgesehen  von  den  üb rigen  G egenargum enten . Es w äre 
zu wünschen, w enn  sich die W issenschaft eingehend 
dieses Problem s annehm en w ürde; in  d e r P rax is je 
doch scheint uns vo rläu fig  die D iskussion  ü b e r feste 
oder flexible W ed ise lk u rse  re d it u n fru d itb a r zu  sein, 
w ährend  ein ige andere  E rgebnisse  des G utad itens 
gerade  fü r die p rak tische W irtsd ia fts- un d  Sozialpolitik  
von besonderer B edeutung sind.
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Im V ordergrund unseres In te resses s teh t die e igen 
artige T atsadie, daß die im G utachten en th a lten e  Pro
gnose n u r das ers te  H a lb jah r 1965 um faßt, aber die als 
w ahrscheinlidi angenom m ene E rhöhung des P reisindex  
für die Lebenshaltung sid i m it 3 Prozent auf das ganze 
Jahr bezieht. D esw eiteren  verm issen  w ir die vom  
Gesetzgeber angereg te  A ltem ativ rechnung  in  der v e r
m uteten w irtsd iaftlid ien  Entw idclung.

PROBLEMATISCHE PREISPROGNOSE

Es ist nun in  d e r T at au ßero rden tlid i sd iw er, e ine Be- 
gutaditung der künftigen  Entw idclung vorzunehm en. 
Unseres E rad itens w erden  ab er die m ethod isd ien  und 
sadilidien S d iw ierigkeiten  n id it d ad u rd i aus dem  
Wege geräum t, daß m an d ie  P rognoseperiode auf 
sedis M onate reduziert; w ir können  uns vo rstellen , 
daß sogar a lle in  sd ion  aus sa isonalen  G ründen  die 
Besdiränkung auf e in  halbes J a h r  e rs t re d it K om plika
tionen aufwirft, d ie b e i e in e r V oraussd iä tzung  fü r ein  
ganzes Ja h r  zu verm eiden  gew esen  w ären. S id ierlid i 
hätten aud i die gew ünsd iten  A lte rn a tiv red in u n g en  d a 
zu beitragen können , den  A ussagew ert der Prognose 
zu erhöhen. Rein op tisd i m ag e ine einzige R edinung 
vielleidit b esse r w irken, ab er d e r w irtsd ia ftlid ien  P ra
xis und vor allem  der W irtsd ia fts- und  Sozialpolitik  
erleiditern A lte rn a tiv red in u n g en  eher die E ntsdiei- 
dung, als es dezid ierte  A ngaben  erm öglid ien  können, 
zumal von anderen  F o rsd iungsinstitu tionen  n id it un- 
wesentlidie A bw eid iungen  in  en tsd ie idenden  G rößen

b ekann t gew orden sind. D adurd i h a t das G u tad iten  
n id it vo ll den  E rw artungen  en tsp rod ien , die v o r allem 
in d e r W irtsd ia ft geheg t w urden. Im G egenteil: Die 
v erm u te te  P re iserhöhung von  3 P rozent w ird  sid ierlid i 
dazu führen, daß bei kom m enden L ohnverhandlungen 
d ieser Satz als A usg le id i zu  dem  S teigerungssatz  der 
A rb e itsp roduk tiv itä t von  5 Prozent für das e rs te  H alb
ja h r  h inzugered ine t w ird, obw ohl ke inesw egs fest
steht, daß die g le id ie  S teigerung  der P roduk tiv itä t aud i 
fü r das zw eite  H a lb jah r 1965 zu e rw arten  ist. Da an 
d ererse its  T arifverträge  in  der Regel m indestens 12 
M onate gelten, w ird  auf G rund eines ku rzfris tig  gel
tenden  Satzes im V orgriff eine L ohnsteigerung im pli
ziert, d e ren  A usw irkungen zu w eiteren  füh lbaren  Lohn- 
und  P re isste igerungen  führen  m üssen. Es erg ib t sid i 
üb erhaup t die Frage, ob es zw edcmäßig und psydiolo- 
g isdi v e rtre tb a r ist, in  einem  offiziellen G utad iten  P reis
prognosen  zu verö ffen tlid ien . Eine der w id itig sten  Er
fahrungen, die m it P reisvoraussagen  gem adit w urden, 
besagt, daß d u rd i d ie V eröffen tlid iung  d ie v o rausge
sag te  P reisentw icklung ta tsä d ilid i induziert w ird, nu r 
zu einem  v ie l früheren  Z eitpunk t als in  der Prognose 
angegeben. W ir m üssen befürchten, daß au d i je tz t die 
V eröffen tlid iung  in  diesem  G utad iten  dazu führt, daß 
Löhne und Preise ste igen  und  sich d ie V oraussage 
se lbst bestä tig t. Das sollte  und  w ollte  aber das G ut
achten doch sicherlicii n id it auslösen ; d ah e r b le ib t zu 
prüfen, ob in  Z ukunft üb e rh au p t A ngaben  über die 
künftige P reisentw icklung in  d ieser Form  veröffentlicht 
w erden  sollten. prof. Dr. Herbert Wilhelm,

Deutsches Industrieinstitut, Köln

Mut zur ungeschminkten Analyse der Wirklichkeit verdient Anerkennung

■yjach v ielen  m ißlungenen V ersuchen in den  le tzten  
. .1  Jahren, die w irtsd iaftspo litische D iskussion in  der 
Bundesrepublik zu versachlichen, w urde  das e rs te  
Jahresgutaditen  des „Sachverständ igenra tes“ a llge
mein mit Spannung e rw arte t; nicht so sehr, w eil m an 
erwartete, es w ürden  auf d iese W eise  neue  au fsehen
erregende T atsachen bekannt, sondern  w eil d e r Sach
verständigenrat dieses G utachten als u n a b h ä n g i 
g e s  G r e m i u m  e rs ta tte t, also  ohne Rücksicht auf 
politisch-taktische Erw ägungen, d ie  d e r Sache häufig  
nicht besonders nützlich sind. Das e rs te  G utachten, das 
nunmehr vorliegt, zeig t eindrucksvoll und  überzeu
gend, welche M öglichkeiten der sachlichen Inform ation, 
allein schon vom  d e ta illie rten  sta tistischen  M ateria l

her, die em pirische W irtschaftsforschung und  die am t
liche S ta tis tik  h eu te  erlauben. N atürlich  standen  diese 
Q uellen  d e r B undesregierung schon im m er zu r V er
fügung. A ber sie h a t von  d ieser M öglichkeit b islang  
n u r w enig  G ebrauch gemacht. Es gehö rte  eben  allzu 
lange zu ihrem  R egierungsstil, in  je d e r  D iagnose, A na
ly se  und  Prognose d e r gesam tw irtschaftlichen Lage 
und  Entw icklung schon e inen  A nsatz zu r angeblich 
system inkonform en W irtschaftspo litik  zu sehen. Zw ar 
h a t sie sich u n te r dem  Druck der Ö ffentlichkeit schließ
lich bereitgefunden , Jah resw irtschaftsberich te  zu v e r
öffentlichen, ab er auch d ieser V ersuch w ar von  vo rn 
h ere in  belaste t, w eil sie vornehm lich darau f bedacht 
w ar, sich v o r d e r Ö ffentlichkeit zu rechtfertigen, an 
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s ta tt durch eine k la re  D iagnose einen  B eitrag zu r V er
sachlichung der w irtschaftspolitischen D iskussion b e i
zusteuern .

Das gilt ganz besonders für die F rage der S tab ilitä t des 
P reisniveaus. Seit Jah ren  h a t die B undesreg ierung  be
haup te t, daß sie die G eldw erts tab ilitä t als H auptziel 
ih re r W irtschaftspo litik  ansehe. U nd allzu oft h a t sie 
ih re  Erfolg losigkeit auf diesem  G ebiet dam it entschul
digt, daß die D isziplinlosigkeit und  M aßlosigkeit, m it 
d er die w irtschaftlichen G ruppen A nsprüche an  das 
Sozialprodukt stellen , ih re  S tab ilitä tspo litik  gefährde 
oder g a r durchkreuze. Die v ielen  M aßhalteappelle , m it 
denen  die Ö ffentlichkeit bedacht w urde, sind e in  sicht
b a re r A usdruck d ieses R egierungsstils.

POLITIK DER REGIERUNG IN  FRAGE GESTELLT

Auch d e r Sachverständigenrat h a t die S tab ilitä t des 
P re isn iveaus in  den M itte lpunk t seines Jah resgu tach
tens gestellt, und zw ar w eil e r der M einung ist, daß 
„von den  drei G rundzielen  (S tabilität des P reis
n iveaus, h oher B eschäftigungsstand, außenw irtschaft
liches Gleichgewicht) und  dem  W achstum sz ie l. . .  die 
S tab ilitä t des P reisn iveaus gegenw ärtig  am m eisten  
g efäh rde t“ e rsch e in e .') Sow eit entspricht er sicherlich 
auch dem  W unsch der B undesregierung, das Problem  
der G eldw erts tab ilitä t gründlich zu untersuchen. A ber 
der Sachverständ igenrat kom m t bei se iner A nalyse 
zu einem  Ergebnis, das eine von  der B undesregierung 
jah re lan g  m it V orliebe gepflegte V orstellung  w ider
legt. N icht von  den b innenw irtschaftlichen A n trieb s
k rä ften  geh t d e r In flationstrend  in  der B undesrepublik  
aus, sondern  von  dem  chronischen U ngleichgewicht 
der Z ahlungsbilanz (Grundbilanz), die bei konstan tem  
W echselkurs n u r durch A ufw ertung oder A nhebung 
des b innenw irtschaftlichen P re isn iveaus ausgeglichen 
w erden  kann. Solange deshalb  die „G efahr des In fla
tionsim ports nicht gebann t i s t . . .  k ann  der G eldw ert 
in  d e r B undesrepublik  au f die D auer nicht stab il ge
ha lten  w erden", 2) Auch dann  nicht, w enn  die öffent
liche H and und  die Sozialpartner sich um jen e  Zurück
ha ltung  bem ühen, die dem  Z iel der G eldw erts tab ilitä t 
gem äß ist. Nach A uffassung des S achverständigenrates 
is t es in  e in e r solchen Lage sogar „fragw ürdig“, sich 
m it M aßhalteappellen  an  die Ö ffentlichkeit zu w enden, 
w eil d iejenigen, die sich Zurückhaltung auferlegen, im 
m er w ieder enttäuscht w erden, da ih r V erha lten  nicht 
m it G eldw erts tab ilitä t hono riert wird.

Schon d iese F estste llungen  im  G utachten m ußten  für 
die B undesregierung unangenehm  klingen. A ber die 
G utachter g ingen noch einen  Schritt w eite r und  haben  
sich auch m it der F rage auseinandergesetzt, w elcher 
U m stand —  vo n  d e r B undesrepublik  aus gesehen  — 
diesen  Inflationsim port auslöst und begünstig t. Die 
H auptursache lieg t nach A nsicht des Sachverständigen
ra tes  in dem  F esthalten  an  der K onzeption konstan ter

W echselkurse. F ür e in  Land w ie d ie B undesrepublik, 
das s tä rk e r als andere  Länder in  d ie  in ternationale  
W irtschaft in teg rie rt ist, sei es u n te r d iesen  U m stän
den  au f d ie  D auer unmöglich, e ine „Insel d e r G eld
w erts tab ilitä t"  zu b leiben. V on d ieser F eststellung  bis 
zu d e r Schlußfolgerung, das W echselkurssystem  flexi
b e l zu gestalten , is t eigentlich k e in  g roßer Schritt. Und 
für ein  solches W echselkurssystem  h a t nun  d e r Sach
ve rs tän d ig en ra t p läd iert.

UNSACHLICHE DISKUSSION

Dam it w urde das ausgelöst, w as m an  sp ä te r a ls  .K rach 
um ein G utachten" )̂ bezeichnet hat. Die B undesregie
rung  ließ in  ih re r S tellungnahm e unm ißverständlich 
erk lären , daß sie nicht zögere, „diese A nsicht des Sach
vers tänd igen ra tes abzu lehnen“. *) N iem and w>ird nun 
der B undesregierung das Recht bestre iten , andere 
Schlußfolgerungen zu z iehen  als d e r Sachverständigen
rat. A ber w ogegen  sich a lle  w enden  sollten, die an 
e iner V ersachlichung der W irtschaftspo litik  in te ress ie rt 
sind, das is t die M ethode, m it der die B undesregierung 
das G utachten zu d isqualifiz ieren  versucht. In  ihrer 
S tellungnahm e spricht sie nicht m eh r von „flexiblen", 
sondern  von  „fluktuierenden" W echselkursen , w om it 
sie von  vornhere in  den  Eindruck zu erw ecken versucht, 
daß es a p rio ri zu sta rk en  K ursbew egungen  nach oben 
und un ten  kom m en m u ß ;  w as aber ke inesw egs sy 
stem notw endig  m it flexiblen W echselkursen, ebenso
w enig  w ie m it fre ie r P reisb indung verbunden  ist.

Die V erfechter flex ib ler W echselkurse sind heu te  zw ar 
vorw iegend  im L ager der W issenschaft anzutreffen; 
das brauch t jedoch die K onzeption als solche nicht von 
v o rn h ere in  zu en tw erten . Auch daß d iese K onzeption 
spezifische Schwächen hat, w ird  n iem and leugnen  kö n 
nen. A ber w elches W ährungssystem  w äre  ganz frei 
von  Schwächen. Indessen  g ib t es andere  G ründe, die 
zum indest e ine ku rzfris tige  Ä nderung  des W äh ru n g s
system s unm öglich machen. D ie B undesrepub lik  ist 
vertrag liche  B indungen sow ohl gegenüber dem  W elt
w ährungsfonds als auch innerhalb  d e r  Europäischen 
W irtschaftsgem einschaft eingegangen , d ie zw eifellos 
gegen  e ine e in se itige  E inführung flex ib ler W echsel
ku rse  sprechen. O ffenbar w issen  das die G utachter 
ebensogu t w ie die B undesreg ierung; sie sagen  es nur 
nicht ausdrücklich. Ob jedoch die G utach ter schon des
halb  w irk lichkeitsfrem der sind  als die B undesregie
rung, w ird  m an vielle icht in  e in igen  Ja h re n  b esser b e 
u rte ilen  können. W er d ie  w ährungspolitische D iskus
sion verfolg t, dem  w ird  nicht en tgangen  sein, daß es 
auch in  anderen  L ändern  ke ine  ung e te ilte  F reude über 
das bestehende  W ährungssystem  gibt.

D arüber h ä tte  m an a llerd ings noch sachlich d isku tieren  
können. D ie B undesreg ierung  w ollte  ab e r offenbar gar 
ke ine  D iskussion; das v e rrä t e ine Form ulierung , die 
e in e r k la ren  D istanzierung  vom  G utach ten  gleich-

1) S a d iv e r s tä n d ig e n r a t  z u r  B e g u ta c h tu n g  d e r  g e s a m tw ir ts d ia f t l id ie n  
E n tw id c lu n g : .S ta b i le s  G e ld  —  s t e t ig e s  W a d is tu m " , S tu ttg a r t-  
M a in z  1965, V o r w o r t. Z iff. 8 j v g l .  a u d i Z iff. 236.
2) E b en d a . Z iff. 239.

3) D ie  Z e it  v o m  15. 1. 1965.
4) S te llu n g n a h m e  d er  B u n d e s r e g ie r u n g  zu m  J a h r e s g u ta d ite n  1964/65 
d e s  S a d iv e r s tä n d ig e n r a te s  zu r B e g u ta d itu n g  d e r  g e s a m tw ir ts d ia f t -  
l id ie n  E n tw id c lu n g , Z iff. 6.
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ko m m t. Nachdem noch einm al „die unrealistische V or
l i e b e  des Rates für fluktuierende W echselkurse“ ®) an
g e p ra n g e r t w ird, g laub t sie festste llen  zu m üssen, daß 
„ fü r  die B ehandlung des zeitlich nächstliegenden Pro
b le m s  der V erm eidung eines gew issen P reisauftriebs 
im  Ja h re  1965" das K apitel „V oraussichtliche F eh len t
w ick lungen  undm ögliche G egenm itte l“ ®) ke in e  Schlüsse 
zu la sse .

A n  d ieser S telle w ird  unm ißverständlich  k lar, daß die 
B undesreg ierung  nicht b e re it ist, das Jah resgu tach ten  
a ls  G rundlage ih re r w irtschaftspolitischen Ü berlegun
g e n  anzuerkennen. D enn u n übersehbar für den  Leser 
s in d  in diesem  Schlußteil des G utachtens neben  w äh
rungspolitischen  auch fiskal- und  handelspolitische 
V o rste llungen  entw ickelt w orden, m it dem  Ziel, die 
B innenkon junk tu r zu stab ilisieren . Um n u r e in ige V or
sch läge  anzuführen; Bei in flatorischer Entw icklung im 
A u slan d  kann auch bei festen  W echselkursen  —  je d e n 
fa lls  vorübergehend —  das P re isn iveau  stab il geha lten  
w erd en , w enn die R egierung  entschlossen ist, m engen
m äß ige  E infuhrbeschränkungen —  auch solche auf 
G ru n d  p riva te r A bsprachen —  zu beseitigen , Im port
ab g ab en  herabzusetzen , Im portsubven tionen  einzufüh- 
r e n  und zugleich alle E xportbegünstigungen  zu  ü b e r
p rü fe n  mit dem  Ziel, das E xportvolum en zu drosseln. 
E in e  w eitere unerläßliche V oraussetzung  für e in  s tab i
les P reisniveau in  e iner w achsenden W irtschaft ist 
n ach  Ansicht des S achverständ igenrates d e r gezie lte 
E insa tz  des fiskalpolitischen Instrum entarium s. Bei 
fe s te n  W echselkursen und  v o lle r K onvertib ilitä t geh t 
e s  dabe i jedoch nicht so seh r um  liquiditätspolitische 
M aßnahm en sondern  um  „eine P o litik  zur Beeinflus
su n g  der A uftragslage und der R entab ilitä t der U nter
n e h m e n " .’) D ie E rk lärung  d e r  B undesregierung, das 
G u tach ten  lasse, au ß er se iner „V orliebe fü r fluk tu ie
re n d e  W echselkurse", ke ine  A nsätze fü r w irtschafts
po litisches H andeln  erkennen , kann  n u r als A usdruck 
ih r e r  V erlegenheit v e rs tan d en  w erden , im  W ah ljah r 
e v e n tu e ll etw as zu r kon junk tu r- und  w ährungspoli- 
tisc iien  Lage sagen  zu müssen.

5) S te llu n g n a h m e  d er  B u n d e sr e g ie r u n g , a . a . O .,  Z iff, 15.
6) S a d iv e r s tä n d ig e n r a t  . . a . a . O .,  Z iff. 236-258.
7) E b e n d a ,  Z iff. 258.

KLARE SPRACHE ZUR LOHNPOLITIK

Auch in  der Ö ffentlichkeit is t häufig  die A uffassung zu 
hören, der Sachverständ igenra t h abe  in  entscheidenden 
Fragen  eine unverständliche Z urückhaltung geübt, 
nam entlich in  bezug auf die A nsprüche der G ruppen 
an  das Sozialprodukt. D iejenigen, die so argum entieren  
und  d e r M einung sind, daß n iem and m it diesem  G ut
achten etw as an fangen  könne, w eil es ke ine  O rien tie
rungsm aßstäbe liefere, sind im  Begriff, A nsprüche an 
den  S achverständigenrat zu  stellen , d ie e r  niem als 
w ird  erfü llen  können. V erm utlich m einen  die Ent
täuschten  jedoch gar nicht, daß er k la re  M aßstäbe 
setzen  soll, sondern  nur, daß e r M aßstäbe fü r d ie  Lohn
po litik  setzen  soll. G erade auf diesem  G ebiet w ar es 
für die W irtschaftspresse in  den  le tz ten  Jah ren  so e in 
fach, m it H ilfe des Spiralen theorem s Inflationserschei
nungen  auf d ie  lohnpolitische A k tiv itä t der G ew erk
schaften zurückzuführen. N iem and w ird  leugnen, daß es 
zw ischen Löhnen und  Preisen, und  zw ar sow ohl über 
das A ngebot als auch ü b er die N achfrage, solche Zu
sam m enhänge gibt. A ber d iesen  Zusam m enhang als 
na turnotw endig  h inzustellen , das dürfte nach den 
k la ren  A usführungen  des S ad iverständ igen ra tes  nicht 
m ehr m öglich sein. Er h a t im  Z usam m enhang m it se iner 
A nalyse  der Lohn- und  G ehaltsen tw ick lung  ausdrück
lich fes tgestellt, daß die G ew erkschaften b e i ih re r 
Lohnpolitik  in  den le tz ten  Ja h re n  „auf die k o n ju n k tu 
re lle  Entw icklung Rücksicht genom m en" h a b e n .«)

Gründlich w ird  auch die B esoldungsentw icklung u n te r
sucht. D er S achverständigenrat kom m t dabei zu dem  
Ergebnis, daß die B eam tengehälter h in te r d e r  W irt
schafts entw icklung zurückgeblieben sind, zum  T eil e in 
fach deshalb, w eil B eam tengehälter bei uns n u r in  
längeren  Z eitabständen  e rh ö h t w erden . In  diesem  Zu
sam m enhang w ird  darau f h ingew iesen, daß es zu  b e 
grüßen  w äre, „w enn die E rhöhungen der B eam tenge
h ä lte r nicht in  längeren  A bständen  sprunghaft e r
folgten, sondern  gleichm äßiger über die Z eit v e rte ilt 
w ürden". ®) Ü berdies m acht er den  Vorschlag, die Be-

S) E b en d a , Z iff. 123.
8) E b en d a , Z iff. 137.

Oie DEUTSCHE B U N D E SB A H N
befördert jedes Gut jeder Zeit
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soldungspolitik  stärker, als das b islang gesd iehen  ist, 
auch un ter dem A spekt der A rbeitsm arktentw icklung 
für den öffentlichen Dienst zu sehen.

L eider konn te  der S ad iverständ igen ra t n id it m it der 
A usführlichkeit, die bei Löhnen und G ehältern  s ta ti
stisch möglich ist, die A ufteilung des V olkseinkom m ens 
auf die „sozio-ökonom isdien G ruppen" behandeln . Das 
scheitert im m er nod i daran, daß es ke ine  ausreichenden 
E rhebungen des Statistischen B undesam tes gibt. M ög
licherw eise w ird  es dem  S ad iverständ igen ra t gelingen, 
w as W irtschaftsforschungsinstitu ten  b isher nicht ge lun
gen ist, nämlich d u rd i beharrliches D rängen den G e
setzgeber zu e iner entsprechenden In itia tive  zu v e r
anlassen. Denn auf d ie D auer w ird  es kaum  möglich 
sein, eine ra tionale  E inkom m enspolitik  zu betreiben , 
ohne daß den veran tw ortlichen  Instanzen  genaue U n
te rlagen  über die E inkom m ensverteilung, in sbesondere 
d ie G ew inne, zur V erfügung stehen.

G enaugenom m en gib t es ke in  w irtschaftspo litisd i re le 
van tes G ebiet, das vom  S achverständigenrat nicht 
gründlich behandelt w orden  ist. Selbstverständ lich  ha t 
e r  in  diesem  Gutachten, das sich im Schw erpunkt m it 
der G eldw erts tab ilitä t beschäftigt, auch die them ati
schen A kzente entsprechend verte ilt. D araus jedoch 
den Schluß zu ziehen, daß dem  S achverständ igenrat 
nu r eine „fleißige Zusam m enfassung bek an n te r und 
w eniger b ekann te r D aten  aus der volksw irtschaftliciien 
G esam trechnung" *“) gelungen ist, is t e ine unsachliche 
A bw ertung  se iner A rbeit.

JAHRESGUTACHTEN -  FUNDAMENT FÜR KÜNFTIGE 
WIRTSCHAFTSPOLITISCHE KOORDINATION

Das vorgeleg te  G utachten is t ganz sicher e in  solides 
Fundam ent, auf dem  der Sachverständigenrat seine 
w eite ren  G utachten aufbauen kann. G leichwohl b leib t 
noch v ie les zu tun, um  die G utachten zu e in e r quan ti
ta tiv en  O rien tierungsgrund lage für die W irtschafts
po litik  zu entw ickeln. Z unädist is t darauf hinzuw eisen.

10) P. S w e e r t s - S p o r c k :  „Fünf W e is e  o h n e  P ub lik u m " , in :  
D er  V o lk s w ir t ,  N r . 2/1965, S. 45.

daß auch d ie  W irtsd ia ftspo litik  in  e in e r M ark tw irt
schaft m it e iner g lobalen  W achstum spro jek tion  a lle in  
nicht auskom m t. ü b e rh a u p t is t festzustellen , daß G lo
ba lp ro jek tio n en  re la tiv  w enig  nützen, w eil sie nu r 
e inen  W achstum strend fixieren, jedoch ke ine  au sre i
chenden A nhaltspunk te  für das V erha lten  der sozialen 
G ruppen und  der w irtschaftspolitischen S teuerungs
instanzen  liefern. Die Entw icklung oder das W achstum  
e inze lner W irtsd iaftsbere iche  folgt eben  eigenen  G e
setzm äßigkeiten , die en tw eder s tä rk e r von  technolo
gischen, dem ographischen oder ökonom ischen Einfluß 
k rä ften  bestim m t w erden. Eine oder m ehrere  m akro 
ökonom ische D urchschnittsgrößen können  d iese diffe
renzierte  W irtschaftsdynam ik nicht erk lären . Schon 
aus diesem  G runde läge es nahe, für bestim m te G roß
bereiche, be isp ielsw eise  die Landw irtschaft, die Indu
strie, den  E nergiesektor, den In frastruk tu rbere ich  und 
den p riv a ten  D ienstleistungsbereich, gesonderte  Pro
gnosen zu versuchen. Solche B ereid isprognosen könnten  
durchaus G rundlage für p ro jek tiv e  Ü berlegungen  sein. 
Es is t einfach ein m arktw irtschaftlicher W unschtraum , 
daß G lobalp ro jek tionen  durch e in  System  von  Selbst
gesta ltungsk räften  erfü llt w erden . N iem and g laub t 
heu te  m ehr so recht an die im m er beschw orene Selbst
erfü llung  solcher prognostischer Setzungen durch die 
W irtschaftskräfte. Sie verlangen  a lle  nach e in e r sinn
vollen  w irtschaftspolitiscäien K oordination.

Der S achverständ igenrat h a t bei uns den  A nfang ge
macht, die V orausse tzungen  für e ine solche w irtschafts- 
politiscbe K oordination  zu schaffen; e r  h a t sich dabei 
nicht gescheut, auch „unpopuläre" M einungen  zu v e r
tre ten  und  Fehlentw icklungen deutlich zu kennzeich
nen. Schon aus diesem  G runde so llte  ihm  niem and den 
R espekt verw eigern . D enn langfris tig  gesehen  w ird 
e ine  ra tio n a le  W irtschaftspo litik  in  der B undesrepublik  
nicht von  den  „K onform isten" begründet; sie  w ird  v ie l
m ehr von  den  K räften  aufgebaut, die den  M ut zur un- 
g esd im ink ten  W irk lichkeitsanalyse  und  zu neuen  W e
gen in  der W irtschaftspo litik  haben.

Dr. A lfr e d  C hristm ann, 
ffirtscha flsu iissenschaflliches In s titu t  
der G ew erkschaften, D üsseldorf

G e s e l l s c h a f t  m i t  b e s c h r ä n k t e r  H a f t u n g  

H A M B U R G  1 - B A L L I N D Ä M M 1 7
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Sachverständigenrat zwischen reiner Ökonomie und praktischer Wirtschaftspolitik

Economic policy  is as m udi econom ics as it is policy. 
Diese B elehrung — oder w ar es e in  Seufzer? — 

wird G ardner A ckley zugeschrieben; sie, oder w ieder
um „er", gilt freilich nicht nu r für den V orsitzenden  
des Council of Economic A dvisers: der Satz Ist für 
jeden in der E xekutive oder für die P arlam ente a rb e i
tenden w irtschaftlichen B erater b indend, der n id it zu 
scheitern w ünsdit. Er gilt für Ö konom en der R egierung 
wie der O pposition. Er is t fü r den  e rn s t zu nehm enden 
Pressemann, der das diffizilste a lle r P rodukte  — 
„öffentliche M einung" —  zu form en versucht, genauso 
verbindlidi w ie für den  V olksw irt in  den Institu ten  
der empirischen W irtschaftsforsdiung. Sie a lle  w issen, 
daß man die „an sich" beste  Lösung zw ar vorzuführen  
hat, es aber eigentlich nicht d iese ist, d ie von  dem 
erbetenen oder unerbe tenen  B era te r ve rlan g t w ird. 
Die „Politik" ■—■ und  h ie r könn te  m an A ckley ergänzen: 
sie ist nicht m inder politics als po licy  — erw arte t von  
vornherein nu r zw eit- oder d rittb este  V orsd iläge  von 
ihren ökonomischen R atgebern. Sie hofft auf A nregun
gen, um das in  Rede stehende Ä rgern is von  den ober
sten Plätzen der P rio ritä tsskala  auf die h in te ren  Bänke 
— aber doch nicht gleich aus dem  Saal —  v e rjag en  zu 
können. In e iner p luralistischen  G esellsd iaft braucht 
diesem D efaitism us nichts w eite r zugrunde zu liegen 
als praktische E rfahrung; Es gibt n u r w enige Fälle, in 
denen sich d ie Substitu tion  der „Linie des geringsten  
W iderstandes" durch ein friederizianisches „viel 
Feind', v iel Ehr' " lohnen w ürde — und diese Fälle 
liegen zudem im allgem einen nicht in d e r  Ö konom ie.

. . .  as mudi econom ics as . . .  g ilt dagegen  n id it für die 
Lehre und für den  w eiten  Teil der Hochschulforschung, 
dem w ir die W erkzeuge verdanken , u n te r denen es zu 
wählen gilt. E rstens sichern e indeu tige  A nnahm en und 
N ebenbedingungen eine eindeu tige  Lösung. Zw eitens 
ist es eine der vo rnehm sten  A ufgaben der U niversi
tätsforschung, das ökonom isd ie  R üstzeug eben  ohne 
Rücksichtnahme auf d ie „Politik des M onats" zu en t
wickeln und w eiterzuentw ickeln . Theorem e sind ohne 
ein hohes Maß von A bstrak tion  nicht zu destillie ren  
und ohne ce te ris p aribus nicht zu verm itte ln . In d ie 
sem System der A rbeitste ilung  liefern  die U n ivers itä 
ten kein besseres —  schon gar nicht e in  sd iled ite re s  — , 
sondern ein anderes Produkt.

GESETZESAÜFTRAG WÜRDE ERFÜLLT

Was gilt aber nun für den S ad iverständ igenra t?  
§ 2 des Gesetzes, dem  er seine Bildung verdank t, 
sagt im entscheidenden zw eiten  Satz; „Dabei soll e r 
untersudien, w ie im R ahm en d e r m ark tw irtsd ia ftlid ien  
Ordnung gleichzeitig S tab ilitä t des P reisniveaus, hoher 
B esdiäftigungsstand und  außenw irtsd ia ftlid ies G leidi- 
gewicht bei stetigem  und angem essenem  W adistum  
gew ährleistet w erden können."

Dies ist eine re la tiv  k la re  Z ielsetzung. Z w ar is t w eder 
marktwirtschaftliche O rdnung, S tab ilitä t des P reis
niveaus, hoher B esdiäftigungsstand und  außenw irt-

schaftlid ies G le id igew id it defin iert, nod i vom  A uftrag
geber angegeben  w orden, w as ste tiges und angem es
senes W achstum  sei. A nnahm en und  N ebenbedingun
gen (Einkommens- und V erm ögensbildung) sind also 
keinesw egs e indeutig  gegeben, dennoch konn te  der 
G esetzgeber darau f vertrauen , daß eine G ruppe h e r
v o rragender V olksw irte  im stande sein  w ürde, das 
V okabu lar der w irtschaftspolitischen U m gangssprache 
hinreichend zu verdichten. D ies is t aud i, w enngleich 
nicht im m er b e fr ied ig en d ') , geschehen.

Der Sachverständ igenrat ge langte  in  se iner A nalyse 
zu der Lösung, daß langfristig  die erw ähn ten  Z ielset
zungen am besten  m it e iner E inführung flexibler 
W echselkurse zu erreichen seien. A ls zw eitbeste  Lö
sung schienen ihm gelegentliche A ufw ertungen  und 
zur kurzfristigen, w enn auch nicht belieb ig  w iederho l
baren , Therapie, Im portförderung und  A usfuhrer
schwernis, vorgeschw ebt zu haben. Die B innennach
frage w urde dagegen  von  ihm als A ktionsbereich  im 
Kam pf fü r P re isstab ilitä t solange fü r ungeeigne t e r
achtet, w ie die S ituation  außenw irtschaftlicher Ü ber
schüsse andauexe.

D er Sachverständigenrat h a t sich dam it an  d ie im G e
setz n iedergeleg te  A ufgabe gehalten . Es sind b isher 
auch w enig  V ersuche —  und  schon g a r ke ine  erfo lg
reichen —  bekanntgew orden , die das G utachten des 
R ates im m anent k ritisie ren ; desto  abw ertender w aren  
dagegen  die U rteile  der exogen geführten  K ritik. So 
h a t d ie B undesregierung in ih re r S tellungnahm e den 
Ü bergang zu flexiblen  K ursen oder häufigen K urs
änderungen  rundw eg abgelehnt, da sie aufgrund in te r
na tio n a le r W ährungs-A bkom m en zur V erteid igung  
eines festen  W echselkurses verpflichtet sei, und dem 
S achverständ igenrat vorgew orfen, d iese A bkom m en 
nicht beachtet zu haben. Sie h a t ferner den  A rtike l 107 
des EW G -V ertrages und  ein  P ro tokoll zitiert, nach dem  
W echselkurspolitik  „eine A ngelegenheit von  gem ein
sam em  In teresse" sei und  beabsichtig te P aritä tsände
rungen  konsultationspflichtig  w ären. Sie h a t ferner in 
ih re r S tellungnahm e den  Sachverständigenrat darauf 
aufm erksam  gemacht, daß „feste W echselkurse gerade
zu e ine V orbedingung für d ie über b loße F reizügigkeit 
des W irtschaftsverkehrs h inausgehenden  In teg ra tions
absichten" in  d e r EWG w ären. Sie ha t sdiließlzch den 
R at w egen  seines Pessim ism us in  d e r B eurteilung der 
künftigen  E rfolgsaussichten in te rn a tio n a le r K oordina
tion  k ritis iert. D abei w ar sie, w as den  le tz ten  Punkt 
anbelangt, form al im Recht. )̂

1) In  Z iffer  149 d e s  G u ta d ite n s  w ir d  P r e is s ta b il i tä t  a ls  .a n n ä h e r n d  
k o n sta n ter "  V e r la u f  d e s  P r e is in d e x  für d ie  L e b e n sh a ltu n g  d er  
m itt le r e n  V e r b r a u d ie r g ru p p e  d e f in ie r t .  N a d i  Z iffer  236 e r w a r ten  
d ie  G u ta d ite r  im  e r ste n  H a lb ja h r  1965 e in e  S te ig e r u n g  d ie s e s  
In d e x  u m  e tw a  3®/o; d ie s  s e i  ih rer  M e in u n g  „ n a d i m eh r a ls  s id i  
m it d e m  Z ie l d er  G e ld w e r ts ta b il itä t  v e r e in b a r e n  läß t" . D ie  le t z te r e  
F o r m u lie r u n g  s c h lie ß t  n id it  a u s , daß  d ie  G u ta d ite r  s id i  im  G e g e n 
sa tz  zu  Z iffe r  149 m it  1 ®/o o d e r  1,5 ®/o an  I n d e x s te ig e r u n g  z u fr ie d e n 
g e g e b e n  h ä tte n .
2) D er  S a d iv e r s tä n d ig e n r a t  i s t  für p o l it is d ie  P r o g n o s e n  n id it  zu 
s tä n d ig  u n d  h ä t te  h ie r  d ie  F orm  a lte r n a t iv e r  A n n a h m en  d e u t lid ie r  
w ä h le n  s o lle n ,  a ls  e s  g e s d ie h e n  is t .  D ie  B e w e is fü h r u n g  d er  R e g ie 
ru n g  für d ie  R id it ig k e it  ih ie r  p o l it is d ie n  P r o g n o s e  s te h t  ab er  a u d i  
n id it  g e r a d e  a u f s ta r k e n  F ü ß en : „K ein  L an d u n d  k e in e  R e g ie r u n g  
s d iä tz e n  d ie  T e u e r u n g  o d e r  E n tw er tu n g  d e s  G eld e s ."
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Die übrigen. H inw eise sind jedoch zusätzliche Bedin
gungen zu der im G esetz genann ten  A ufgabe des Rates. 
Sie be treffen  nicht n u r bere its  ge ltende Abkom m en, 
sondern  beziehen  sich sogar auf b loße Absichten, w ie 
die e in e r politischen U nion der EW G-Staaten, die 
selbstverständ lich  e ine einzige W ährung  und dam it 
d ie  P re isanpassung  von  dann auch kaum  m ehr außen
w irtschaftlich zu nennenden  U ngleichgew ichten v o r
aussetzt.

KÜNFTIG ANDERE AUFGABEN.FÜR DEN  
SACHVERSTÄNDIGENRAT?

Eine derartige  A usdehnung  des Z ielkatalogs w ürde 
den  Sachverständigenrat v o r e ine vö llig  neue A ufgabe 
stellen. Sind schon bloße W ünsche für d ie europäische 
W ährungsordnung von  m orgen zu beachten, so w ären  
d ie  V erfassung  und  der jew eilige  S tand d e r G esetz
gebung  fü r den  R at e rs t recht tabu j es sei denn, die 
R egierung beabsichtige, sie sow ieso in der gleichen, 
„die V erm eidung von  Fehlentw icklungen erm öglichen
den" Richtung ändern  zu lassen.

Das G utachten des S achverständ igenrates endet, w enn 
auch vielle icht nicht exp liz it genug, m it d e r F ests te l
lung, daß längerfristig  P re isstab ilitä t ohne W echsel
k u rsk o rrek tu ren  im  R ahm en der m arktw irtschaftlichen 
O rdnung  eben  nicht erre ichbar sei. D ieses Ende w äre  
aber für e ine b e ra ten d e  R eg ierungsstelle  —  e tw a  für 
den C ouncil of Econom ic A dvisers — ers t der A nfang 
der eigentlichen Ü berlegung  m it dem  Schw erpunkt ge
w esen, w ie die nun  einm al unverm eidliche P re isanpas
sung so zu v e rte ilen  ist, daß m öglichst w enig  in  der 
Z eit v o r dem  H erbst 1965 w irksam  w ürde.

Es is t nicht ausgeschlossen, daß dem  S achverständigen
ra t n ahege leg t w ird, sich in  Z ukunft w ie das B era te r
grem ium  e iner R eg ierungsstelle  zu v e rha lten . Es w äre  
ferner e in  W under, w enn die heftige P ressek ritik  ganz 
ohne W irkung  auf seine M itg lieder geb lieben  w äre. 
Es w äre  schlecht, w enn  sich d e r R at resign ierend  auf 
d iese Position begäbe. Es w äre  aber gut, w enn  es ihn 
zu e iner s tä rk e ren  A kzen tverlagerung  auf A lte rna tiven  
und  auf zw eitbeste  L ösungen bew egen  könnte . D er Rat 
w ürde dann  zw ar nicht m eh r in  der N äh e  d e r Hoch
schulforschung, ab er im m er noch in  g u te r G esellschaft
operieren . Dr. Klaus Dieter Arndt, Berlin

20-30% Prämie-
ein Geschenk für jeden,
der prämienbegünstigt spart
Jeder, der bereit ist, Ersparnisse zu bil
den und diese auf fünf Jahre festzulegen, 
wird hierfür vom Staat mit einerPrämie be
lohnt. Wollen S ie  auf d ieses  Geschenk  
verzichten? Lassen S ie  sich von uns be
raten. Es geht um einen erstaunlichen G e
winn, um die Vermehrung Ihrer Erspar
nisse  um etwa 50% .

In Berlin: Bank für Handel und Industrie AG. • Affiliation: Deutsdi-Südamerikanisdie Bank AG.
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